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D er brutale Angriff der Hamas auf Is-
rael am 7. Oktober hinterlässt auch
in Deutschland Spuren. Oder, bes-

ser gesagt, er legt Illusionen bloß, die wir
uns über die Liberalität und den Charakter
unserer Gesellschaft gemacht haben. Dass
Existenz und Sicherheit Israels zur „Staats-
räson“ der Bundesrepublik gehören, ist ein
Grundsatz, der politischen Akteuren ohne
Zögern von den Lippen geht. Ähnliches gilt
für die Aussage, dass Juden in Deutsch-
land sicher, frei und ohne Ängste leben kön-
nen müssen. Die Wirklichkeit ist eine ande-
re. Da finden Demonstrationen statt, bei
denen das Existenzrecht Israels in Frage
gestellt wird.

Jüdische Einrichtungen werden mit Na-
zisymbolen beschmiert, Wohnhäuser von
Juden markiert. Manche jüdischen Mitbür-
ger denken darüber nach, die Kette mit
dem Davidstern nicht mehr zu tragen, die
Kippa zuhause zu lassen. Es gehört offen-
bar Mut dazu, sich in Deutschland in die-
sen Tagen als Jude zu erkennen zu geben.

Es wäre falsch, aufflammenden Antise-
mitismus allein mit Migranten aus musli-
mischen Ländern in Verbindung zu brin-
gen. Er ist keineswegs nur importiert. Was
wir nun erleben, zeigt auch, wie dünn der
Firnis der Kultur über dem angestammten
Antisemitismus im Land ist. Es war eine Il-
lusion anzunehmen, dass mit dem Ende
des Nationalsozialismus auch der Hass
und die Vorbehalte gegen Juden nach und
nach verschwinden würden. Sie waren kei-
ne Erfindung Hitlers.

Von Interesse kann da der Blick auf die
Geschichte sein, die vor 100 Jahren Mün-
chen, Bayern und ganz Deutschland in
Atem hielt. Am Abend des 8. November
stürmte Adolf Hitler mit einem Trupp Be-
waffneter eine Versammlung bayerischer
Würdenträger aus Politik und Wirtschaft
im Münchner Bürgerbräukeller und rief
die „nationale Revolution“ aus. Hitler bat
drei der Männer in einen Nebenraum und
drängte sie, mit ihm die Republik der „No-
vemberverbrecher“ in Berlin zu beseitigen
und eine „nationale Diktatur“ zu errich-
ten. Nach viel Hin und Her willigten Gene-
ralstaatskommissar Gustav von Kahr, der
Kommandeur der in Bayern stationierten
Reichswehrdivision, General Otto von Los-
sow, und Landespolizeichef Hans von Sei-
ßer ein. Beim „Rütli-Schwur“ auf der Büh-
ne wurden sie gefeiert.

Im Verlauf der Nacht distanzierten sich
die drei dann vom Putsch. Hitler und seine
Kumpane marschierten um die Mittags-
zeit des 9. November mit etwa 2000 Män-
nern zum Marienplatz und wurden von ju-
belnden Anhängern begrüßt. Von dort zog
man Richtung Odeonsplatz, an der Feld-
herrnhalle kam es zum Schusswechsel mit
der Landespolizei. 14 Putschisten und vier
Polizisten wurden tödlich getroffen.

So weit die Geschichte des „Hitlerput-
sches“, wie sie erzählt wird. Vergessen
wird, dass die Beseitigung der angeblich
„jüdisch und marxistisch verseuchten“ Re-
publik keineswegs nur das Projekt Hitlers
war. Er war im Getriebe des geplanten Um-
sturzes nur ein relativ kleines Rädchen.
Der entscheidende Kopf war Gustav von
Kahr, der schon 1920/21 als Ministerpräsi-
dent die Vorstellung hatte, Bayern müsse
zur „Ordnungszelle“ Deutschlands wer-
den. Kahr war Monarchist, glühender Anti-
semit und entschiedener Gegner der De-
mokratie. Unter ihm entwickelte sich Bay-
ern zum Eldorado des Rechtsextremis-
mus. Hier wurden die Attentate auf Erzber-
ger und Rathenau geplant, hier schützte
die Polizei deren Mörder, hier konnte Hit-
ler zu dem Nationalsozialisten werden, als
den wir ihn kennen.

Kahr musste im September 1921 als Mi-
nisterpräsident gehen, weil er sich zu stur
Anordnungen der Alliierten widersetzt hat-
te. Ausgerechnet ihn stattete man im Sep-
tember 1923 wieder als „Generalstaats-
kommissar“ mit diktatorischen Vollmach-
ten aus. Das Jahr der großen Krisen trieb
auf seinen Höhepunkt zu, und die politi-
sche Elite Bayerns war offenbar entschlos-
sen, dies zum großen Aufräumen in der
Reichspolitik zu nutzen.

Kaum im Amt, versammelte Kahr die pa-
ramilitärischen „vaterländischen Verbän-
de“ hinter sich und eskalierte die Konflikte
zwischen Bayern und dem Reich. Nicht nur
Landespolizeichef von Seißer, auch der
Kommandeur der Reichswehrdivision, Los-
sow, stellte sich auf Kahrs Seite und nahm
eine Entlassung durch den Chef der Reichs-
wehr billigend in Kauf. Der Freistaat re-
agierte, indem er Lossow zum „Landes-
kommandanten“ machte und die Reichs-
wehrdivision auf Bayern „als Treuhände-
rin des deutschen Volkes“ verpflichtete.
Ein offener Verfassungsbruch.

Kahrs Ziel war es, mit Hilfe der bewaff-
neten Macht eine nationale Diktatur zu er-
richten. Dazu sollten die paramilitärischen
„vaterländischen Verbände“ in die Reichs-
wehr integriert werden, Pläne für einen
„Marsch auf Berlin“ wurden ausgearbei-
tet. Kahrs engster Mitarbeiter sprach öf-
fentlich davon, dass die Damen doch ihre

Liebsten ziehen lassen sollen. Es werde
nicht lange dauern.

Geradezu demonstrativ ordnete Kahr in
diesen Tagen die Ausweisung von Juden
aus Bayern an. Sechzig Familien mussten
den Freistaat in großer Eile verlassen.

Dass Kahr dann doch zögerte, hatte
nicht mit einem Gesinnungswandel zu
tun, sondern mit Gesprächen, die Seißer
am 3. November in Berlin in seinem Auf-
trag führte. Seißer war mit der Botschaft
zurückgekommen, man müsse den Anhän-
gern einer nationalen Diktatur in Berlin
noch Zeit geben. Hitler wurde darüber
nicht informiert, er deutete Kahrs Zögern
als Angst vor dem entscheidenden Schritt
und preschte vor. Er wollte Kahr, Lossow
und Seißer vor vollendete Tatsachen stel-
len, um ihnen, wie er sagte, den Sprung zu
erleichtern – unter seiner Führung.

All dies hat man in Bayern zu verschlei-
ern versucht. Kahr, Lossow und Seißer be-
haupteten, nur „Komödie gespielt“ und
sich nie ernsthaft auf die Seite der Putschis-
ten gestellt zu haben. Vieles spricht gegen
diese Version. Auch von den Zeitgenossen
wurde sie nicht geglaubt. Tagelang kam es
nach dem gescheiterten Putsch zu De-
monstrationen und Tumulten. Kahr fürch-
tete um Gesundheit und Leben. Er verbarri-
kadierte sich in einer Kaserne und betrat
seine Wohnung längere Zeit nicht mehr. In
München kursierte der Spottvers: „Kahr,
Lossow, Seißer/Sind drei Hosenschei-
ßer./Was um zehn Uhr sagt der Kahr,/ist
um elf Uhr nicht mehr wahr.“ Bei der Land-
tagswahl 1924 erhielt der „Völkische
Block“, der anstelle der noch verbotenen
NSDAP antrat, in München mehr als 30 Pro-
zent, landesweit waren es 17 Prozent.

Eine juristische Aufarbeitung hätte
man in Bayern gern vermieden, aber das
war angesichts der Toten schwierig. Hitler
und den Mitverschwörern musste der Pro-
zess gemacht werden, und der hätte, weil
es um Hochverrat ging, zwingend in Leip-
zig vor dem Staatsgerichtshof stattfinden
müssen. Das aber versuchte die Staatsre-
gierung zu verhindern. Am Ende gab die
Reichsregierung nach, und so fand das Ver-
fahren vor dem Volksgericht München
statt, einem in Revolutionszeiten entstan-
denen Sondergericht, gegen dessen Urteile
keine Berufung möglich war. Vorsitzender
Richter wurde Georg Neithardt, der sich
schon im Verfahren gegen den Mörder
Kurt Eisners einen Ruf als extrem rechts-
stehender Richter erarbeitet hatte.

Kahr, Lossow und Seißer sagten nur als
Zeugen aus. 25 Prozesstage lang bekamen
die Angeklagten und ihre Verteidiger Gele-
genheit, Propagandareden zu halten. Die
Atmosphäre vor Gericht war durchgängig
antidemokratisch, antisemitisch und nati-
onalistisch, das Urteil in vielerlei Hinsicht
grob rechtsbeugend. Hitler wurde ledig-
lich zur Mindeststrafe von fünf Jahren Fes-
tungshaft verurteilt. Das Gericht stellte
ihm in Aussicht, schon nach sechs Mona-
ten auf Bewährung entlassen zu werden.
Das war schlicht rechtswidrig, weil Hitler
noch eine Bewährungsstrafe von zwei Mo-
naten aus einem früheren Verfahren abzu-
sitzen hatte. Ebenso entschied das Gericht,
den Ausländer Adolf Hitler nicht auszuwei-
sen. Das hätte bei einem Hochverratsver-
brechen zwingend erfolgen müssen.

Die deutsche Geschichte und die Weltge-
schichte wären wohl anders verlaufen,
wenn die Justizorgane ihre Aufgaben
pflichtgemäß erfüllt hätten und die bayeri-
sche Machtelite bereit gewesen wäre, die
Beteiligung aus ihren eigenen Reihen kri-
tisch aufzuarbeiten, statt möglichst viel un-
ter den Teppich zu kehren.

Hitler hat sich im Prozess gern in den
Vordergrund gestellt. Das hat ihn in ganz
Deutschland bekannt gemacht, seinen Ruf
als „Führer“ gestärkt. Am „Führerprinzip“
hielt er auch in den Jahren danach stets
fest – das war für andere Beteiligte durch-
aus bequem. Vor allem, als es nach dem En-
de seines verbrecherischen und völkermör-
derischen Regimes darum ging, Verant-
wortliche zur Rechenschaft zu ziehen.

Als Gesellschaft hat uns das „Führer-
prinzip“ so lange – und möglicherweise bis
heute – daran gehindert, den Tatsachen of-
fen ins Auge zu blicken und Konsequenzen
zu ziehen. An den Novemberpogromen et-
wa waren keineswegs nur Schlägertrupps
der SA beteiligt, sondern auf die eine oder
andere Art und Weise etwa zehn Prozent
der Deutschen. Wir sollten aufhören, uns
hinter Hitler zu verstecken – in Sachen
„Hitlerputsch“ und im Hinblick auf Antise-
mitismus. Den gab es hierzulande vor Hit-
ler und auch nach ihm. Inzwischen zeigt er
sich wieder ganz offen.
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